
Jürg Sollberger setzt sich für
preisgünstigenWohnungsbau
und für dieWohninitiative ein.
Adrian Haas findet, dieWohn-
initiativewürde in der Stadt
Bern denWohnungsbau
bremsen. Am 18.Mai ent-
scheiden die Stimmberechtig-
ten über die Vorlage.

Bringt dieWohninitiativemehr Gerechtigkeit, oder bremst sie denWohnbau?
STADT BERN STREITGESPRÄCH ZUR ABSTIMMUNG

Herr Sollberger, wie prekär ist
IhrerMeinung nach dieWoh-
nungsnot in der Stadt Bern?
Jürg Sollberger:Wir sind unsmit
den Gegnern der Initiative einig,
dass es zu wenig Wohnungen in
der Stadt Bern gibt. Wir bemän-
geln aber insbesondere, dass es
zu wenig preisgünstige Wohnun-
gen gibt, und streiten uns dar-
über, wie man das ändern soll.
Adrian Haas: Die Nachfrage in
der Stadt Bern ist immer gross,
auch wenn man noch tausend
Wohnungen mehr baut. Aber
wennman die Region betrachtet,
haben wir im Vergleich mit Zü-
rich, Basel und Genf keine wahn-
sinnig angespannte Wohnsitua-
tion. Eine bestehende Vierzim-
merwohnung in der Stadt Bern
kostet im Durchschnitt 1472
Franken.Natürlich sinddieWoh-
nungen, die ausgeschrieben wer-
den, teurer. Aber viele Wohnun-
gen gehen unter der Hand weg.
Jürg Sollberger: Wir analysieren
das Problem schärfer als Herr
Haas. Die angebotenen Vierzim-
merwohnungen kosten knapp
2000 Franken. Das ist derMarkt.
Der Markt spielt zudem in dem
Sinne, dass die Mietpreise stetig
steigen. In der Stadt Bern liegt
die Mietpreisentwicklung weit
über dem Schweizer Index.
Adrian Haas: 13 Prozent Zunah-
me in den letzten zehn Jahren:
Das ist imVergleichzudenRegio-
nen, die ich genannt habe, unter-
durchschnittlich.
Jürg Sollberger: Im Vergleich zur
Teuerung und zur Lohnentwick-
lung klafft die Schere seit 2007
aber immer weiter auseinander.
Sie sind sich also bereits in der
Grundfrage, obmehrWohnun-
gen nötig sind, nicht einig.
Jürg Sollberger: Im Punkt, wel-
cher Wohnungsbau fehlt, sind
wir uns nicht einig. In der kom-
munalen, der kantonalenundder
nationalenVerfassung steht, dass
dasGemeinwesendenpreisgüns-
tigen und gemeinnützigen Woh-
nungsbau fördert. Das zeigt, dass
der Markt nicht alles richten
kann. Wir sind überzeugt, es
braucht Eingriffe in denMarkt.
AdrianHaas:Fürmich sind diese
Eingriffe kontraproduktiv.
Jürg Sollberger: Weil die Markt-
mieten steigen und weil bei vie-
len Altbauwohnungen aufwendi-
ge Renovationsarbeiten anste-
hen, nimmt der preisgünstige
Sektor ab. Viele Leute können es
sich nicht mehr leisten, in der
Stadt zu leben.
Adrian Haas: Ich bin auch der
Meinung, dass man der unters-
ten Einkommensschicht helfen
muss. Am besten hilft man ihr
abermitMietzinszuschüssen. Ab
und zumussmandannwieder ei-
ne Kontrolle durchführen, damit
kein Missbrauch möglich ist, wie
es in den vergünstigtenWohnun-
gen der Stadt Bern geschehen ist.
Waswollen Siemit Ihrer Initiati-
ve erreichen, Herr Sollberger?
Jürg Sollberger: Das Ziel ist eine
ausgewogene Bevölkerungszu-
sammensetzung in einer Stadt,
dieunterstarkerNachfrage leidet.
Ein Drittel der Wohnungen, die
neu erstellt werden, soll preis-
günstig sein. Daneben wird es
aber auch weiterhin einen Anle-
ger- und Eigentumsmarkt geben.
Adrian Haas: Nein, eben nicht.
Mit dieser Regelung kann man

kein Haus mehr bauen und dann
Stockwerkeigentum vergeben.
Jürg Sollberger: Doch. Auf zwei
Dritteln des Landes ist das wei-
terhinmöglich.Wir sehen die Vi-
sion eines ausgewogenenZusam-
menlebens in Gefahr. Deshalb
machen wir über das Planungs-
rechteinenEingriff indenMarkt,
der für ein bestimmtes Segment
zurzeit nicht funktioniert. Es ist
auch ein gezielter Eingriff in den
Bodenmarkt und in die Boden-
preispolitik. Ziel ist es, allen Leu-
ten, die hier arbeiten, eine Woh-
nung bieten zu können.
Adrian Haas: Dann müsste es
aber mehr Wohnungen geben.
Mit der Initiative wird keine ein-
zigeWohnung zusätzlich erstellt.
Die Initiative funktioniert nicht.
Sie ist sogar kontraproduktiv.
Wieso?
Adrian Haas: Ein Beispiel. Die
StadtBernwill räumlich verdich-

ten. Wenn nun jemand auf sein
fünfstöckiges Haus einen Stock
obendraufbauenwill,musserein
Drittel davon in der Kostenmiete
vergeben. Erstens ist es nicht
praktikabel, bei einem zusätz-
lichen Stock etwas abzustückeln.
Zweitens lohnt es sich nicht.

Kaum ein Eigentümer wird das
machen. Man kann niemanden
verpflichten zu bauen. Es muss
gewisse Anreize für Private ge-
ben, in den Wohnungsbau zu in-
vestieren.Wir reden da nicht von
Spekulation. Es gibt auch Pensi-
onskassen, die Pensionskassen-

gelder von uns allen durch diese
Investitionen einigermassen gut
anlegen. Der Wohnungsbau auf
privatem Grund wird zum Erlie-
gen kommen, wenn diese Initia-
tive angenommen wird.
Jürg Sollberger: Es geht bei der
Drittelregelung nicht um einzel-

neHäuser. Es geht umNeueinzo-
nungen und Umzonungen von
Arealen ab 50 Wohnungen. Das
steht imArgumentarium zur Ini-
tiative.
Adrian Haas: Das Argumenta-
riumistnicht relevant fürdie Ini-
tiative. In der Initiative selbst

steht nichts von dieser Mindest-
grösse.
Jürg Sollberger: Es steht darin,
dass der Stadtrat kleinere Areale
von der Verpflichtung ausnehmen
kann, die Drittelregelung zu erfül-
len.Wirwollendenpreisgünstigen
Wohnungsbau mehren, nicht
Grundeigentümer schikanieren.
Herr Haas, haben Sie etwas
gegen preisgünstigenWoh-
nungsbau?
Adrian Haas: Ich habe nichts ge-
gen gemeinnützigeWohnbauträ-
ger, die ein Grundstück der Stadt
so übernehmen. Es ist aber
falsch, derart grosse Auflagen für
den Wohnungsbau zu machen,
dass ein Projekt nicht mehr inte-
ressant ist zum Umsetzen. Dann
bautman halt einfach ausserhalb
der Stadt Wohnungen. Zudem
zahlen die anderen Mieter, die
nicht in den vergünstigten Woh-
nungen wohnen dürfen, die Ze-
che. Es wird auf dem Rest des
Wohnungsmarkts eine Preisstei-
gerung geben. Deshalb bringt die
ganze Übung nichts.
Wiemeinen Sie das?
AdrianHaas:Der Bauherrmacht
eine Mischrechnung. Wenn er
zum Beispiel ein Drittel von
Brünnen-Süd zur Kostenmiete
vermietenmuss, hebt er die Mie-
ten auf den anderen zwei Drit-
teln. Er reizt denMarkt aus.
Jürg Sollberger: Der Markt wird
auf den zwei Dritteln wie bisher
spielen. Jeder Bauherr muss ab-
wägen zwischen möglicher
Marktmiete und Vollvermietung.
ErkannnichthöchsteMietpreise
ansetzen und Leerstände riskie-
ren. Er wird sein Angebot der
Nachfrage anpassen.
Adrian Haas: Er wird aber
schauen, dass er beim nicht ver-
billigtenTeil einemöglichst hohe
Rendite hat.
DieseMieter können sich solche
Mietpreise aber auch leisten.

Adrian Haas:Damit kommen Sie
auf die Thematik, wer im preis-
günstigen Drittel wohnen soll.
Vorschriften dazu fehlen total.
Wohlhabende Ärzte oder Notare
können sich eineWohnung unter
den Nagel reissen, die von den
anderen zwei Dritteln quasi
quersubventioniert wird.
Jürg Sollberger: Wir reden nicht
von subventioniertem Woh-
nungsbau. Denn die Kosten auf
diesem einen Drittel sind ge-
deckt. Es muss lediglich kein In-
vestor eine Anlagerendite aus
diesen Mieten beziehen, die an-
steigt und den Markt ausreizt.
Die Rechnung geht auf, die zwei
Drittel müssen keine Beiträge an
das preisgünstige Drittel leisten.
Das heisst, Ihnen ist es egal, wer
in diesenWohnungenwohnt?
Jürg Sollberger: In Bezug auf die
Initiative:Ja.DieBauträgerhaben
ihre eigenen bewährten Vermie-
tungskriterien. Das ist privat or-
ganisierterWohnungsbau, dessen
Mieter nicht staatlich kontrolliert
werden müssen. Hier wird ein
Segment von Wohnungen defi-
niert und strengen Regeln wie
Kostenlimiten und Kostenmiete
unterstellt. Es gibt Bauträger wie
etwadieGemeinnützigen, diedie-
ses Drittel realisieren möchten
und in den letzten Jahren keine
Chance hatten, Land für ihre Pro-
jekte zu erwerben.
Adrian Haas: Dann wird diesen
Wohnbauträgern das Land dann
quasi vergünstigt abgegeben. Auf
Kosten der anderen.
Jürg Sollberger: Nein, andere
zahlen daran gar nichts, denn
Land ist immer so viel wert, wie
darauf gebautwerdenkann.Auch
heute ist Land für Eigentum
mehrwert als Land fürMietwoh-
nungen, so wie Land für sechs-
geschossige Bauten auch teurer
ist als jenes für zwei Geschosse.
Planung ist immer ungerecht.

Das beginnt schon bei der Frage,
wer überhaupt Landbesitzt, wes-
sen Land eingezont wird und wie
dicht jemand bauen darf.
Adrian Haas: Sie wollen den
Wohnungsmarkt zweiteilen.
Jürg Sollberger:Er ist schon heu-
te geteilt. Bei den günstigen
privaten Wohnungen, die unter
der Hand weggehen, prüft der
Staat auch nicht, wer sie be-
kommt.
Dann könnten also tatsächlich
Millionäre in die günstigen
Wohnungen ziehen?
Jürg Sollberger: Es ist dokumen-
tiert, wer in gemeinnützigen
Wohnungen lebt. Es sind Leute,
die sich keine teure Wohnung
leisten können oder wollen.
Adrian Haas: Der Gemeinderat
schreibt in seinerAntwort auf die
Initiative, dass sich die Zusam-
mensetzung der Bürger in ihren
Wohnbaugenossenschaften be-
züglich steuerpflichtigen Ein-
kommens nicht von den Bürgern
in den anderen Wohnungen un-
terscheiden.
Jürg Sollberger: Das stimmt viel-
leicht für Neubauwohnungen,
aber gemässStatistik sichernicht
für den gemeinnützigen Altbau-
bestand. In einer Dreizimmer-
wohnung im Tscharni leben nun
mal keinMillionäre.
Waspassiert,wenndie Initiative
abgelehnt wird?
Jürg Sollberger: Dann läuft es so
weiter wie bisher. Bestimmte Be-
völkerungsgruppen werden ins
Umland verdrängt. Wir wollen
aber eine Stadt für alle.
Adrian Haas: Unabhängig von
der Initiative wird die Nachfrage
nach Wohnungen in der Stadt
Bern hoch bleiben. Die Initiative
würde diese Situation noch ver-
schärfen, indem sie den Woh-
nungsbau bremst.

Interview: Sandra Rutschi
MirjamMesserli

Eine hitzige Debatte: Jürg Sollberger (links) und Adrian Haas argumentieren beim Streitgesprächmithilfe von Statistiken. Bilder Susanne Keller

«Wir wollen den preisgünstigen
Wohnungsbaumehren, nicht
Grundeigentümer schikanieren.»

Jürg Sollberger, PräsidentWohnbaugenossenschaften

DAS GESPRÄCH

AmBZ-Empfang diskutieren Jürg
Sollberger und Adrian Haas noch
locker über die Art undWeise,
wie sie wohnen. Doch sobald
sich das Gespräch im Sitzungs-
zimmer um dieWohninitiative
dreht, kippt die Stimmung. Zit-
ternde Hände, ausladende Ges-
ten: Die beiden Exponenten der
Befürworter undGegner sindan-
gespannt.
Adrian Haas lässt Jürg Sollber-

ger kaum zuWort kommen, un-
terbricht ihn ständig. Sollberger
jedoch nimmt den Faden immer
wieder auf.Haas spricht ruhiger
als Sollberger, erhält von die-
sem aber auchmehr Raum. Sei-
nem Gegner wirft er immer
wieder vor, vomThemaabzuwei-
chen und Quatsch zu erzählen
oder etwas zuzugeben. Sollber-
ger lässt sich inhaltlich aber
nicht aus dem Konzept bringen
und pariert Haas’ Angriffe.
Als Adrian Haas zumwieder-

holtenMal in einemPapierstapel
blättert, ein Dossier herauszieht
und aus einer Studie zitiert,
kramt Jürg Sollberger in seiner
Tasche nach dem iPad und
sucht seinerseits nach einer Sta-
tistik, die Haas’ Studie wider-
spricht.
Nach gut einer Stunde Hick-

hack lehnen sich die beiden in
ihren Stühlen zurück, die Stim-
mung wird entspannter –man
könnte auch sagen, die Kontra-
henten sind vollkommen
erschöpft. sar

ABSTIMMUNGVOM18.MAI

Ein überparteiliches Komitee aus
linken und grünen Parteien
reichte die Initiative «Für bezahl-
bareWohnungen» im Oktober
2012 während des städtischen
Wahlkampfs ein. Im Initiativko-
mitee sindSP,GBundGFL sowie
derMieterverband vertreten.
Gemeinderat und Stadtrat befür-
worten die Initiative, auf einen
Gegenvorschlag hat der Gemein-
derat verzichtet. Im Gegnerko-
mitee engagieren sich FDP, SVP
und BDP sowie der Hauseigen-
tümerverband.DieBürgerlichen
unterlagen im Berner Stadt-
parlament gegendie links-grüne
Mehrheit.
Die Initiative «Für bezahlbare

Wohnungen», kurz Wohninitia-
tive, will preisgünstigen und ge-
meinnützigenWohnungsbau in
der Stadt Bernmit zwei neuen
Regelungen fördern: Einerseits
soll die Stadt künftig sicherstel-
len, dass bei Umzonungen und
Neueinzonungen vonWohnzo-
nenmindestens ein Drittel der
Wohnnutzungmit preisgünsti-
genWohnungen bebaut oder
an gemeinnützigeWohnbauträ-
ger abgegeben wird. Anderer-
seits soll die Stadt bei künftigen
UmbautenoderNeubauten von
Gebäuden das Nutzungsmass
um20Prozenterhöhenkönnen.
Voraussetzung dafür ist, dass
dies städtebaulich verträglich ist
und alle Wohnungen im betref-
fenden Gebäude preisgünstig
vermietet oder durch eine ge-
meinnützige Trägerschaft erstellt
werden. Bei beiden neuen Rege-
lungen ist zudem vorgeschrie-
ben, dass dieWohnungen in
Kostenmiete vermietet werden
müssen.
Um die Regeln umzusetzen,

ist eine Änderung der städti-
schen Bauordnung nötig, über
welche die Stimmberechtigten
der Stadt Bern am 18.Mai ab-
stimmen. sar

Die Initiative

DIE PERSONEN

Jürg Sollberger (58) ist Architekt
und Geschäftsleitungsmitglied
beim Berner Architekturbüro
Reinhardpartner sowie Präsident
der Wohnbaugenossenschaften
Bern-Solothurn. Er engagiert
sich im Initiativkomitee «Für
bezahlbareWohnungen». Der
Stadtberner wohnt in der
Hardegg-Siedlung inWohn-
eigentum.
Adrian Haas (53) ist Direktor des
Handels- und Industrievereins
des Kantons Bern sowie Vizeprä-
sident des Hauseigentümerver-
bandes Bern und Umgebung.
Der FDP-Grossrat engagiert sich
im «Komitee gegenWohnprofi-
teure», das gegen dieWohn-
initiative ankämpft. Der Jurist
wohnt im Stockwerkeigentum
im Brunnadernquartier. sar

Architekt und Jurist

«DerWohnungsbau auf privatemGrund
wird zumErliegen kommen,
wenn diese Initiative angenommen wird.»

Adrian Haas, Vizepräsident Hauseigentümerverband


